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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zu den Auswirkungen einer europäischen Außenpolitik auf 
Verteidigungsfragen 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 
unter Hinweis auf 

a) seine Entschließung vom 6. April 1973 1 ), in der es seine An- 
sicht äußerte: „ . . . daß die Zusammenarbeit in der Außen- 
politik in der Praxis fast nie von der Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik zu trennen ist", 

b) seinen Bericht über den Sechsten Gesamtbericht der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, in dem es die 
Auffassung äußerte: „daß eine wirkliche „Europäische 
Union" (wie sie in Ziffer 16 der Pariser Erklärung vorge- 
sehen ist), durch die alle Beziehungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten eine europäische Identität erhalten sollen, nicht 
einfach auf den Wirtschafts- und Sozialbereich beschränkt 
werden darf, sondern auch Maßnahmen für eine Zusammen- 
arbeit im Bereich der Politik umfassen muß und den Bereich 
der Verteidigung nicht ignorieren kann", 

c) die Erklärung über die europäische Identität, über die man 
sich auf der Gipfelkonferenz von Kopenhagen vom 14. De- 
zember 1973 einigte, und in der es heißt: „ein wesentliches 
Ziel der Neun ist die Einhaltung des Friedens. Sie werden 
dieses Ziel jedoch nie erreichen, wenn sie ihre eigene Sicher- 
heit vernachlässigen", 

d) die auf der Tagung des Nordatlantikrats in Ottawa am 
19. Juni 1974 angenommene Erklärung über die atlantischen 
Beziehungen, in der es heißt, daß „sich der weitere Fort- 
schritt auf dem Wege zur Einheit, zu dem die Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften entschlossen sind, zu 
gegebener Zeit nutzbringend auf den Beitrag auswirken 
sollte, den diejenigen von ihnen, die auch dem Bündnis an- 
gehören, zu dessen gemeinsamer Verteidigung leisten.", 

stellt jedoch fest, daß zwar in der Harmonisierung der Außen- 
politiken aller Mitglieder der erweiterten Gemeinschaft begrü- 
ßenswerte Fortschritte erzielt wurden, aber keine entsprechen- 
den Fortschritte in Richtung auf die Harmonisierung der Ver- 
teidigungspolitiken der Neun, 
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unterstreicht die Notwendigkeit, ein strategisches Ungleich- 
gewicht zu vermeiden, das sowohl die europäische Sicherheit 
als auch die Aussicht auf eine echte Ost-West-Entspannung be- 
einträchtigen kann, 

unter Hinweis darauf, daß die Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft infolgedessen das Nordatlantische Bündnis stärken müs- 
sen, indem sie ihre eigenen spezifisch europäischen Anstrengun- 
gen ausweiten, 

in der Auffassung, daß vor allem im Hinblick auf die mensch- 
lichen und sozialen Aspekte der Verteidigungsprobleme das für 
Verteidigungszwecke verfügbare Menschenpotential bestmög- 
lich genutzt werden muß, 

überzeugt von der offenkundigen und dringenden Notwen- 
digkeit, die wirksamste Form der Verteidigung durch eine Ra- 
tionalisierung sowohl der Waffenproduktion als auch der Lo- 
gistik und Infrastruktur in der Gemeinschaft zu erzielen, so daß 
die sehr große Kostensteigerung bei den Verteidigungsausga- 
ben, die zu einem beträchtlichen Teil Folge der technischen Wei- 
terentwicklung sind, kompensiert werden kann, und ferner von 
der Notwendigkeit, zu beweisen, daß die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft einen angemessenen Beitrag zur gemeinsamen 
Verteidigung leisten, 

in der Überzeugung, daß dieses Vorgehen, sollte es - was 
durchaus möglich ist - zu einem wirksameren Einsatz der ver- 
fügbaren Hilfsquellen in Westeuropa führen, keine nachteiligen 
Auswirkungen auf laufende oder künftige Ost-West-Verhand- 
lungen haben könnte, 

begrüßt und unterstützt die neuen Bemühungen der euro- 
päischen Staaten, in der Rüstungskooperation entsprechende 
Maßnahmen zu treffen - 

1. drängt die Regierungen der Neun, die sich an einem solchen 
Programm beteiligen wollen: 

a) im Rahmen des bestehenden Verfahrens zur Harmoni- 
sierung der Außenpolitik der Mitglicdstaaten sofort eine 
technische Untersuchung darüber einzuleiten, wie die 
dargelegten Ziele am besten erreicht werden können, 

b) ein Amt mit dem Ziel der gemeinsamen Herstellung von 
Waffensystemen, die den Bedürfnissen der Mitgliedstaa- 
ten entsprechen, zu errichten, 

c) einen allgemeinen Plan auszuarbeiten und so rasch wie 
möglich zu verabschieden, in dem die obengenannten 
Vorschlägen enthalten sind, 

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften so- 
wie den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft zu übermitteln. 
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